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„Das österreichische bundesstaatliche System weist ein hohes Ausmaß an Verflochtenheit auf, das 
von wechselseitigen Ingerenzmöglichkeiten, wie Einspruchsrechten und Zustimmungsrechten geprägt 
ist. Darüber hinaus gibt es Instrumente des kooperativen Föderalismus, unter denen die Vereinbarung 
gemäß Art 15a B-VG das prominenteste Beispiel ist. Die vorliegende Arbeit, die eine Überarbeitung 
und Ergänzung des Föderalismusdokumentes 21 des Institutes für Föderalismus aus dem Jahre 2005 
darstellt, will einen Beitrag zur Vertiefung des empirischen Wissens zu den Bund-Länder-Beziehungen 
leisten. Zu diesem Zweck sollen einfache, aber auch aussagekräftige Parameter wie die 
Gesetzgebungstätigkeit von Bund und Ländern, die Nutzung verfassungsrechtlich vorgesehener 
Mitwirkungsrechte, die Mechanismen des kooperativen Bundesstaates u. ä. untersucht werden. Die 
Untersuchung will dadurch auch einen Anreiz schaffen, die Zahlen und Fakten des bundesstaatlichen 
Systems in Österreich näher zu untersuchen. Die erhobenen Daten beruhen, soweit nichts anderes 
angegeben ist, auf dem Stichtag 31. 12. 2005.“ 
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